
Unerwünschte Person: Rosa L.
Polnische Behörden ließen Tafel zur Erinnerung an die Revolutionärin entfernen

Berlin. Wer wissen will, wie sich die rechts-
konservative polnische Regierungspartei PiS
denUmgangmit Geschichte vorstellt, kann das
dieser Tage in Zamość studieren. In der ost-
polnischen Stadt nahe der Grenze zur Ukrai-
ne wurde am 5. März 1871 Rosa Luxemburg
geboren. Bis zum 13. März 2018 erinnerte ei-
ne Gedenktafel daran; sie war an der Fassade
des Hauses angebracht, in dem die Familie Lu-
xemburg damals lebte.
Wie sich herausstellte, wurde die Tafel auf

Geheiß des Wojewoden der Region Lublin ent-
fernt. Der berief sich auf das so genannte De-
kommunisierungsgesetz. Zwar hatte sich der

Stadtpräsident von Zamość vor zwei Jahren, als
das Gesetz in Kraft trat, für den Verbleib der Ta-
fel ausgesprochen, weil offenbar nicht wenige
Touristen das Haus aufsuchten, in dem die Re-
volutionärin aufgewachsen war. Aber die neue
geschichtsrevisionistische Linie der PiS-Regie-
rung sieht vor, Denkmäler, Straßennamen und
ähnliche Geschichtszeichen, die den Kommu-
nismus glorifizieren, zu beseitigen. Und damit
das auch klappt, hatte sie in dem Gesetz eine
Frist bis Ende März 2018 gesetzt.
Das passt in den groß angelegten Versuch,

die polnische Geschichte im nationalkonser-
vativen Sinne umzudeuten. Das reicht von der

Art der Darstellung des polnischen Wider-
stands gegen die Wehrmacht und die Sowjet-
armee in Filmen und Büchern bis zum so ge-
nannten Holocaust-Gesetz, in dessen Folge
vermeintliche antipolnische Äußerungen den
Behörden gemeldet werden sollen.
An der Hausfassade in Zamość war nach der

Entfernung der Tafel, die nun in einem Mu-
seum liegt, ein viereckiger Fleck unverputzter
Backsteine zu sehen. Inzwischen wurde die
Wand ausgebessert; man ahnt nur noch bei ge-
nauem Hinsehen, dass an der Stelle eine Ta-
fel befestigt war. Ein historischer Schandfleck
bleibt es dennoch. wh Seite 4

Kein Platz mehr für Rosa Luxemburg Foto: Tomasz Krywionek
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Fair heißt nicht
America first
Martin Ling über Unfairness als
Prinzip des Welthandels

US-Präsident Donald Trump hat
ein Problem richtig erkannt: Die
anhaltenden Handels- und Leis-
tungsbilanzdefizite der USA un-
tergraben sukzessive die Stellung
des Landes als größte Wirtschaft
auf dem Globus und schwächen
die Weltwährung Dollar, die seit
der notgedrungenen Aufgabe des
Fixkurssystems 1973 im säkularen
Abwertungstrend begriffen ist.
Seine Argumentation in Bezug

auf die Defizite ist nur noch in
Teilen richtig: Er wirft vor allem
China unfairen Handel vor. Rich-
tig ist, dass China seine Währung
Renminbi strategisch durch Devi-
senmarktinterventionen unterbe-
wertet hält, um chinesische Güter
auf dem Weltmarkt billiger und
damit konkurrenzfähiger zu ma-
chen – ein Konzept, das auch den
Aufstieg der Bundesrepublik
Deutschland in der Nachkriegs-
zeit begründete und das bis zur
Euro-Einführung mit Erfolg prak-
tiziert wurde. Seitdem verläuft
das deutsche Dumping über die
Lohnstückkosten zulasten des
Restes der Eurozone und des
Restes der Welt.
Trump beklagt unfairen Handel

dort, wo es den USA an Wettbe-
werbsfähigkeit mangelt, dort wo
sie ihn wie im Agrarsektor mit
Subventionen selbst praktizieren,
verliert er kein Wort darüber, ihm
geht es nicht um fairen Handel,
sondern um »America first«. Mit
fairem Handel hat die Weltwirt-
schaftsordnung nichts zu tun. Er-
folg haben die, denen es gelingt,
ihre eigenen Handelsbilanzüber-
schüsse zu maximieren. Fairer
Handel wird ohne eine faire
Weltwirtschaftsordnung immer
ein Nischendasein fristen.

UNTEN LINKS

Am diesem Wochenende, liebe
Leserinnen und Leser, müssen Sie
tapfer sein. Die Sommerzeit wird
eingeschaltet. Natürlich, es ist
keine Zeit-, sondern nur eine Uh-
renumstellung (eine Stunde vor),
aber Fakt bleibt: Es ist ein will-
kürlicher Eingriff in den Lauf der
Dinge mit schweren Folgen wie
Einschlaf-, Durchschlaf- und Auf-
wachproblemen sowie abendli-
cher Lichtallergie. Lassen Sie sich
das nicht bieten! Protestieren Sie!
Schreiben Sie Petitionen! Sam-
meln Sie Unterschriften! Gründen
Sie Bürgerinitiativen! Halten Sie
Mahnwachen ab (keinesfalls die
Kerzen vergessen)! Bilden Sie
Menschenketten! Boykottieren Sie
die Zeitansagen im Radio! Wir sa-
gen hiermit voraus: Lange hält das
Regime die Sommerzeit nicht
durch. Im Herbst, allerspätestens
am 28. Oktober, können die
Herrschenden nicht mehr anders,
als die Uhren nachts klammheim-
lich auf die gute alte Normalzeit
zurückzudrehen. Widerstand
lohnt sich. Sie wissen ja: Nichts ist
so mächtig wie eine Idee, deren
Zeit (!) gekommen ist. wh

China droht USA
im Handelsstreit
Washington kündigt Klage vor WTO
wegen Patentrechtsverstößen an

Peking. Als Reaktion auf milliardenschwere
Strafzölle hat China die USA vor Vergeltung
gewarnt und eigene Strafen angekündigt.
Geplant sind Zölle im Umfang von drei Mil-
liarden Dollar, wie das Pekinger Handelsmi-
nisterium am Freitag mitteilte. Auf US-
Schweinefleisch könnte demnach ein Ein-
fuhrzoll in Höhe von 25 Prozent erhoben
werden. Für Stahlrohre, Früchte und Wein
wurdenZölle inHöhe von15Prozent ins Spiel
gebracht. Insgesamt habe China eine Liste
von 128 US-Produkten erstellt, auf die Zölle
erhoben werden könnten. Das Handelsmi-
nisterium rief die USA dazu auf, den Konflikt
noch durch Gespräche zu lösen.
Unterdessen kündigten die USA an, vor der

Welthandelsorganisation (WTO) gegen mut-
maßliche chinesische Patentrechtsverstöße
vorzugehen. China verstoße gegen WTO-Re-
geln, indem es ausländischen Patentinha-
bern, darunter auch US-Unternehmen,
»grundlegende Patentrechte verweigert«, er-
klärte das Büro des US-Handelsbeauftragten
am Freitag. Agenturen/nd Seiten 5 und 8

IS-Anschlag im
Süden Frankreichs
Attentäter nimmt Geiseln in einem
Supermarkt / Drei Menschen getötet

Carcassonne. Im südfranzösischen Carcas-
sonne endete eine Geiselnahme in einem Su-
permarkt am Freitag tödlich. Präsident Em-
manuel Macron sagte beim EU-Gipfel in Brüs-
sel vor Journalisten, alles deute darauf hin,
»dass es sich um einen Terroranschlag han-
delt«. Innenminister Gérard Collomb bestä-
tigte, dass zwei Angriffe des Mannes und die
Geiselnahme insgesamt drei Opfer forderten.
Zunächst habe der Täter in Carcassonne Men-
schen in einem Auto angegriffen, dabei kam
ein Mensch ums Leben. Anschließend ver-
letzte der Täter Collomb zufolge einen Poli-
zisten an der Schulter, bevor er sich zu dem
Supermarkt im Ort Trèbes begab und dort
zwei Menschen tötete. Der Angreifer wurde
beim Zugriff der Polizei erschossen.
Laut Collomb war der 26-jährige Täter den

Behörden bekannt: »Wir haben ihn beob-
achtet. Wir dachten, dass es keine Radikali-
sierung gibt. Er ist plötzlich zur Tat ge-
schritten, obwohl er schon überwacht wur-
de.« Im Internet bekannte sich der IS zu dem
Anschlag. Agenturen/nd

Berlin baut 25 neue
Flüchtlingsheime
Standortliste wird am kommenden
Dienstag im Senat beschlossen

Berlin. Der Senat in Berlin will 25 weitere so-
genannte Modulare Unterkünfte (MUF) für
Geflüchtete errichten. Dies geht aus einer
Standortvorschlagsliste der Senatsverwal-
tungen für Integration, Stadtentwicklung und
Finanzen hervor, die nach nd-Informationen
in der Senatssitzung am Dienstag beschlos-
sen werden soll. »Wichtig ist das Prinzip, dass
zwei Unterkünfte pro Bezirk gebaut werden
sollen«, erklärte Berlins Finanzsenator Mat-
thias Kollatz-Ahnen (SPD) dem »nd«. Der Fi-
nanzsenator rechnetmit deutlich über 10 000
neuen Unterbringungsplätzen für die Haupt-
stadt. Eingerechnet der bereits gebauten oder
in Planung befindlichen Unterkünfte könn-
ten in Berlin am Ende 53 solcher modularen
Heime fertiggestellt werden.
In den zwölf Bezirken der Hauptstadt gibt

es unterdessen heftige Diskussionen zu den
Standorten. »Bis heute habe ich keine Reak-
tion des Senats und null Information zu der
Vorschlagsliste«, sagte die Bezirksbürger-
meisterin von Marzahn-Hellersdorf, Dagmar
Pohle (LINKE), dem »nd«. mkr Seite 13
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Szenen einer Ehe in Brüssel
Britische Regierungschefin May will tiefe Partnerschaft, aber den Binnenmarkt verlassen. Die EU winkt ab

Der EU-Gipfel beschloss am Frei-
tag Leitlinien für die Verhand-
lungen mit London über die
künftigen Beziehungen.

Von Nelli Tügel

»Lass uns Freunde bleiben.« Mit
diesem Satz enden Partnerschaf-
ten des Öfteren. Auch die briti-
sche Premierministerin Theresa
May hat der Europäischen Union
ein solches Angebot gemacht, als
sie Anfang März eine Brexit-
Grundsatzrede hielt. »Eine mög-
lichst breite und tiefe Partner-
schaft«, die enger als in irgendei-
nem Freihandelsabkommen sein
solle – so umriss sie, wie aus ihrer
Sicht die Beziehungen zur EU zu-
künftig aussehen sollten. »Mit tie-
ferem und breiterem Marktzu-
gang«, führte die Tory-Politikerin
aus – und stiftete gleichzeitig Ver-
wirrung. Denn dass der Austritt
aus Binnenmarkt und Zollunion
nicht verhandelbar sei, sagte sie
ebenfalls.

Die EU27 halten das für reali-
tätsfremd. Auf dem Brüssler Gip-
fel der Staats- und Regierungs-
chefs am Freitag verabschiedeten
sie rote Linien für die Verhand-
lungen mit dem Vereinigten Kö-
nigreich über die künftigen Be-
ziehungen und erteilten Mays Vi-
sion eine Absage. Möglich sei ein
Freihandelsabkommen, dies aber
könne nicht »einer Teilnahme am
Binnenmarkt oder Teilen davon
gleichkommen«.
Noch gut elf Monate bleiben bis

zum Austritt des Vereinigten Kö-
nigreiches aus der EU, die Über-
gangsphase bis zum endgültigen
Ausscheiden aus Zollunion und
Binnenmarkt wurde auf Ende
2020 terminiert. Nachdem am
Freitag die Richtlinien verabschie-
det wurden, können im April Ge-
spräche um die Post-Brexit-Bezie-
hungen offiziell beginnen. In ei-
ner der entscheidenden Fragen,
dem »Sorgerecht« für Nordirland,
gab es zaghaftes Vorankommen.
May sagte, man wolle nun an »um-

setzbaren Lösungen« für die Gren-
ze zwischen Nordirland und Ir-
land arbeiten. Der EU-Rat begrüß-
te eine »schriftliche Zusicherung«
der Premierministerin: Bereits am
Montag hatten sich Verhand-
lungsführer beider Seiten darauf

geeinigt, dass, wenn kein anderer
Weg gefunden werde, eine »Auf-
fanglösung« in Kraft treten soll.
Diese würde darauf hinauslau-

fen, dassNordirland faktisch inEU-
Binnenmarkt und Zollunion ver-
bliebe. In der Praxis müssten

Grenzkontrollen dann zwischen
Nordirland und dem Rest des Ver-
einigten Königreichs stattfinden.
Eine solche Vereinbarung war im
Dezember allerdings schon ein-
mal getroffen worden, später
machte May einen Rückzieher und
erklärte, die »Teilung« des Verei-
nigten Königreiches stünde nicht
zur Debatte. Nun scheint sie von
dieser kategorischen Ablehnung
wiederum abgerückt zu sein.
Der Stellvertretende Vorsitzen-

de der Linksfraktion im Bundes-
tag, FabioDeMasi, empfahl der EU
indes einen Partnerwechsel: »Es ist
unklug, dass die EU-Kommission
sowie die Bundesregierung die von
der Labour Party angestrebte se-
lektive Zollunion verwerfen. Da-
mit werden alle Türen bei einem
Machtwechsel in Downing Street
Nr. 10 zugeschlagen.« De Masi
kündigte an: »Wir werden uns ak-
tiv um Gespräche mit Abgeordne-
ten von Labour bemühen, um eine
soziale Perspektive für den Brexit
zu entwickeln.« Seiten 2 und 4

»Es ist unklug, dass
EU-Kommission sowie
Bundesregierung
die von der Labour
Party angestrebte
selektive Zollunion
verwerfen.«
Fabio De Masi, LINKE
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Konflikt zwischen EU und
Russland verschärft sich
Brüssel. Der Streit um den Giftan-
schlag von Salisburywächst sich zu
einem Konflikt zwischen der EU
und Russland aus. Die Staats- und
Regierungschefs der Union stell-
ten sich bei ihrem Gipfel in Brüs-
sel klar an die Seite Großbritanni-
ens und schlugen eine härtere
Gangart gegen Russland ein. Des-
sen Verantwortung erklärten sie
für »höchst wahrscheinlich«. Die
EU berief ihren Botschafter aus
Moskau zurück, Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) stellte wei-
tere Schritte in Aussicht.
Russlands Außenminister Ser-

gej Lawrow beschuldigte die bri-
tische Regierung, sie wolle die
Krise mit Russland weiter ver-
schärfen. London arbeite »fieber-
haft« daran, auch andere EU-
Staaten zu »konfrontativen
Schritten« zu bewegen, sagte
Lawrow laut der Nachrichten-
agentur RIA Nowosti bei einem
Besuch in Vietnam. Die Ermitt-
lungen in dem Fall seien noch gar
nicht abgeschlossen. Kreml-Spre-
cher Dmitri Peskow betonte,
Russland habe »absolut nichts mit
dem Fall Skripal zu tun«. Er warf
der EU vor, sie handele aufgrund
von Vermutungen. Agenturen/nd
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Syrien: Rebellengruppe
zieht aus Ost-Ghuta ab
Damaskus. Die syrische Rebellen-
gruppe Fajlak al-Rahman hat laut
dem Staatsfernsehen ihren Abzug
aus der umkämpften Enklave Ost-
Ghuta bei Damaskus zugesagt.
Gemäß einer mit der Regierung
von Baschar al-Assad getroffenen
Vereinbarung zieht die Islamis-
tengruppe ihre Kämpfer und de-
ren Angehörigen aus den Städten
Samalka, Arbin und Ain Tarma ab,
meldete das Fernsehen am Frei-
tag. Demnach sollen insgesamt
7000 Menschen die Region ver-
lassen. Erst amMittwoch hatte die
Rebellengruppe Ahrar al-Scham
ihren Abzug aus Ost-Ghuta ver-
einbart. AFP/nd

Juncker droht in Streit um
Selmayr mit Rücktritt
Brüssel. EU-Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude Juncker hat Me-
dienberichten zufolge im Streit um
die Blitzbeförderung seines Ver-
trauten Martin Selmayr mit Rück-
tritt gedroht. Bei einem Treffenmit
Spitzenvertretern der europäi-
schen Konservativen habe Juncker
am Donnerstag mangelnde Unter-
stützung beklagt und mit Blick auf
Selmayr gesagt: »Wenn er geht,
gehe ich auch«. Kritiker werfen
Juncker vor, seinen bisherigen Ka-
binettschef Selmayr in einem in-
transparenten Hau-Ruck-Verfah-
ren auf den einflussreichen Posten
des Generalsekretärs der EU-Kom-
mission gehievt zu haben. AFP/nd

CUP verhindert Präsidentenwahl
Linksradikale in Kataloniens Parlament setzen sich vom Unabhängigkeitslager ab

Kataloniens Parlament konnte sich
bislang nicht auf Jordi Turull an der
Spitze der Regionalregierung eini-
gen. Turull verpasste die erforder-
liche absolute Mehrheit. Am Sams-
tag reicht eine einfache Mehrheit.

Von Ralf Streck, San Sebastián

Die linksradikale katalanische CUP
blieb sich treu. Sie verweigerte dem
Präsidentschaftskandidaten Jordi
Turull von der Liste Junts per Cata-
lunya (JuntsxCat) wie angekündigt
die Zustimmung, obwohl er wie die
CUP dem Unabhängigkeitslager an-
gehört. So fiel der frühere Regie-
rungssprecher am Donnerstagabend
im ersten Wahlgang durch, bei dem
eine absolute Mehrheit nötig ist. Die
CUP hatte klare Schritte zur Loslö-
sung von Spanien und zum Aufbau

der Katalanischen Republik gefor-
dert. Ihre Enthaltungen eröffnen in-
des Spaniens Justiz den Weg, eine
Wahl von Turull am Samstag im
zweiten Wahlgang, bei dem nur eine
einfache Mehrheit erforderlich ist, zu
verhindern. Denn Turull wurde am
Freitag von Richter Pablo Llarena
vorgeladen. Praktisch alle in Katalo-
nien gingen deshalb davon aus, dass
er mit ehemaligen Führungsperso-
nen der Bewegung inhaftiert werden
würde. Die Entscheidung war zu Re-
daktionsschluss noch nicht gefallen.
Die ehemalige Parlamentspräsi-

dentin Carme Forcadell, Dolors Bas-
so (Ex-Arbeitsministerin) und die Ge-
neralsekretärin der Republikani-
schen Linken (ERC) Marta Rovira ha-
ben schon am Donnerstag ihr Man-
dat zurückgegeben. Sie wollen dem
Unabhängigkeitslager die Möglich-
keit einräumen, auch im Falle ihrer
Inhaftierung noch eine relative Mehr-
heit bei den Abstimmungen errei-
chen zu können.
Rovira ist allerdings nicht vor dem

Richter erschienen. Sie hat per Brief
erklärt, »einen harten Weg ins Exil«
zu gehen. In die Schweiz ist kürzlich
bereits die frühere CUP-Sprecherin
Anna Gabriel vor der »Verfolgung
meiner politischen Arbeit« geflohen,
erklärte sie dem »nd«.
Llarena hat Turull und zwölf wei-

tere aktuelle oder ehemalige Abge-
ordnete am Freitag wegen »Rebelli-
on« angeklagt. Darunter ist auch Ex-
Präsident Carles Puigdemont und
ehemalige Minister, die mit ihm nach
Brüssel geflüchtet sind. Dazu kom-
men der Ex-Außenminister Raül Ro-
meva, die inhaftierten Minister Oriol
Junqueras und Joaquin Forn. Aufge-
wertet von »Aufruhr« zur »Rebellion«
wurden auch die Anschuldigungen
gegen Jordi Sànchez und Jordi Cui-
xart. Sie sind am längsten inhaftiert,
obwohl sie bisher »nur« wegen Auf-
ruhr inhaftiert waren.
Angeklagt werden wegen »Unge-

horsam« auch Gabriel und drei wei-
tere. »Rebellion ist der schwerste
Vorwurf des Strafrechts, vorgesehen
für bewaffnete Putsche«, erklärt Gab-
riel dem »nd«. Da es weder einen
Putsch noch Gewalt gab, erfindet Lla-
nera eine »gewaltsame Erhebung«, da
am 20. September, als 50 000 Men-
schen gegen eine Razzia im Wirt-
schaftsministerium demonstriert ha-
ben. Dabei gingen fünf Jeeps der Gu-
ardia Civil zu Bruch. Sie brachen un-
ter dem Gewicht der Menschen ein,
die auf sie geklettert waren. Das gilt
in Spanien aber nicht als Gewalt, da
sie gegen Menschen gerichtet sein
muss.
Wird Turull nun inhaftiert, dürfte

der zweite Wahlgang blockiert sein.
Llarena hat – gegen die bisherige
Rechtsprechung –, inhaftierten Ab-
geordneten oder Kandidaten verwei-
gert, ins Parlament zu gehen. Juris-
ten und Verfassungsrechtler, wie der
renommierte Javier Pérez Royo,
sprechen von »Rechtsbeugung gegen
die Demokratie«. Die Amtseinfüh-
rung für Turull im zweiten Wahlgang
ist für den heutigen Samstag ange-
setzt. Über die einfache Mehrheit ver-
fügen JuntsxCat und die ERC rech-
nerisch auch ohne die CUPmit 66 von
135 Mandaten.
Im Unabhängigkeitslager muss die

CUP nun verantworten, dass die Re-
gierungsbildung in Katalonien ge-
mäß dem Wählerwillen vom 21. De-
zember weiter nicht umgesetzt wird.
So bleibt die Zwangsverwaltung aus
Spanien nach Artikel 155 in Kraft. Zu-
dem läuft mit dem ersten Wahlver-
such von Turull die Zweimonatsfrist
für die Investitur, in der die Regie-
rungsbildung abgeschlossen werden
muss. Sonst gäbe es Neuwahlen. Auch
CUP-Wähler sind über das Verhalten
ihrer Abgeordneten irritiert. »Wir ha-
ben die Umsetzung noch schwieriger
gemacht«, erklärte ein CUP-Mitglied
gegenüber dem »nd« selbstkritisch.

»Ich war, ich bin, ich werde sein«
Der geschichtsvergessenen Zerstörungswut der PiS fiel auch eine Erinnerungstafel an Rosa Luxemburg zum Opfer
Eine Tafel am Geburtshaus der Re-
volutionärin Luxemburg im polni-
schen Zamość wurde entfernt. Dies
ist Ausdruck einer Geschichtspoli-
tik, die inhaltliche Debatten scheut.

Von Ludger Storch, Warschau

Am 13. März 2018 wurde in Zamość
die an Rosa Luxemburg erinnernde
Tafel von dem Haus entfernt, in dem
sie als kleines Mädchen die ersten Le-
bensjahre verbrachte. Die geschichts-
vergessene Entscheidung traf der Wo-
jewode aus Lublin, der wie alle an-
deren Wojewoden von der jeweiligen
Regierung in Warschau eingesetzt
wird. Der Wojewode hatte sich zuvor
bei der staatlichen Geschichtsbehörde
IPN (Institut für nationale Erinne-
rung) schlau gemacht, ob die Ge-
denktafel unter die Bestimmungen des
Gesetzes zur Säuberung des öffentli-
chen Raums von den Überbleibseln
des Kommunismus falle.
Die Expertise der Behörde kam zu

dem Schluss, dass die Tafel den Tat-
bestand kommunistischer Propagan-
da erfülle. Laut geltender Geschichts-
gesetzgebung musste die Gedenkta-
fel nun entfernt werden, weil sie öf-
fentlich zugänglich war. Der Woje-
wode setzte der Stadt einen Termin,
bis zu dem das die Allgemeinheit he-
rausfordernde Corpus Delicti zu ent-
fernen sei. Ein Recht auf Einspruch
der Stadt gegen die Weisung des Re-
gierungsbeamten gibt es nicht, der
Wojewode ist in den die Öffentlich-
keit betreffenden Geschichtsfragen
nach dem Willen der Regierung die
letzte Instanz.
Auf der 1979 angebrachten Tafel

steht der schlichte Hinweis, dass Ro-
sa Luxemburg, die herausragende
Vertreterin der internationalen Ar-

beiterbewegung, hier zur Welt ge-
kommen ist. Was – so könnte gefragt
werden – ist daran kommunistische
Propaganda? Wäre Polen jetzt um-
zingelt und bedroht von kommunis-
tischen Eindringlingen, die das Land
zu verwüsten drohten, werwürde den
Schritt, die Tafel von Zamość aus der
Öffentlichkeit zu entfernen, nicht
verstehen. So aber bleibt der Ein-
druck, hier werde blindwütig Rache
geübt für etwas, was als schlimmer
nationaler Verrat angesehen wird.
Wenn heute in höchsten Kreisen in

Warschau davon ausgegangen wird,

dass es ein Polen zwischen 1944/45
und 1989 gar nicht gegeben habe, so
wundert es kaum, wenn wieder Ta-
feln von den Wänden des Landes he-
runtergeholt werden, die geschichts-
politisch nicht in den Krampassen. Ein
Vorwand ist schnell bei der Hand.
Bei Rosa Luxemburg musste das

berühmte Breslauer Gefängnismanu-
skript vom Sommer 1918 über die rus-
sische Revolution als Begründung
herhalten – hier habe sie die bolsche-
wistische Weltrevolution beschworen.
Im Jahre 1910 gab es in polnischen
Kreisen eine heftige antisemitische

Kampagne gegen Rosa Luxemburg
und Leo Jogiches. Es wurde ein Wie-
deraufflammen der Revolution von
1905/06 befürchtet, weil im Frühjahr
eine große Streikwelle die großen In-
dustriezentren des zum Zarenreich
gehörenden Landes lahmlegte. Unge-
niert wurde gefragt, ob Juden wie Ro-
sa Luxemburg und Leo Jogiches die
»polnischen Arbeiter« führen dürften.
Dem geduldigen Papier anvertraut
wurde, dass Rosa Luxemburgs Vor-
fahren den polnischen Bauern
Schnaps ausgeschenkt hätten, doch
das Gift, das Luxemburg den polni-

schen Arbeitern nun verabreiche, sei
viel gefährlicher.
Nicht wenige der heutigen Ge-

schichtsritter in Polen würden den
Satz noch immer unterzeichnen.
Wovor sie sich scheuen, ist die sach-
liche intellektuelle Debatte, in der es
um die nicht immer einfach zu ver-
stehenden großen Auseinanderset-
zungen in der Geschichte der Arbei-
terbewegung Polens geht. Wer in
dem Streit um Zeitgeschichte auf ei-
ne Geschichtsbehörde und auf Re-
gierungsbeamte setzt, ist auf dem
Holzweg.

Die staatliche Geschichtsbehörde urteilte, diese Tafel erfülle den Tatbestand »kommunistischer Propaganda«. Foto: Ludger Storch

Ist May über den Berg?
Der Brexit und die Skripal-Affäre beim EU-Gipfel

Beim EU-Gipfel strebt TheresaMay
zwei Ziele an. Die 27 Partner sol-
len den EU-Entwurf über eine 20-
monatigeÜbergangsfrist nachdem
Brexit absegnen und ihr im Streit
mit Russland den Rücken stärken.

Von Ian King, London

Bei den Verhandlungen mit der EU
über die Übergangsperiode hat die
britische Premierministerin Theresa
May Federn lassen müssen. Von der
Fortdauer der Freizügigkeit über die
Fischereipolitik und die Kompetenz
des Europäischen Gerichtshofes bis
zum mangelnden Recht auf neue
Handelsabkommen mit der Außen-
welt und weiteren Zahlungen an die
Partner bis 2064 hat die britische
Regierung in jeder wichtigen Frage
die weiße Fahne gehisst. Der Preis
der von May genannten »Implemen-
tierungsfrist«, obwohl von zwei Jah-
ren auf 21 Monate verkürzt, schien
dem Sorgenkind von der Downing
Street zu wichtig, um kleinliche Be-
denken zu äußern und das Abkom-
men zu gefährden. Im Gegensatz zu
früheren Stellungnahmen scheint
May damit ein schlechter Deal of-
fenbar besser als gar kein Deal.
Allzu laute Proteste sind von der

Labour-Opposition nicht zu erwar-
ten; sowohl Übergangsfrist als auch
ein »sanfter« Brexit liegen auf der
von Jeremy Corbyn und Keir Star-
mer verfolgten Linie. Vince Cable,
Chef der kleinen liberaldemokrati-
schen Fraktion, behauptet zwar, sei-
ne Kollegen vom Festland würden
wie er eine zweite Volksabstim-
mung fordern, um die Entscheidung
von Juni 2016 rückgängig zu ma-
chen. Aber die kontinentalen Par-
teifreunde leugnen jede Unterstüt-
zung für die Wiederkehr des even-
tuell reuigen Sünders von der Insel.
Sowohl Cables Zweitabstimmung als
auch eine Umkehrung des Brexit-Er-
gebnisses liegen in weiter Ferne.

Nach dem Mordversuch an den
Skripals in Salisbury haben die 27
Partnerstaaten der EU, mit Angela
Merkel und Emmanuel Macron an
der Spitze, sich demonstrativ vor
und während des Gipfeltreffens hin-
ter die britische Regierungslinie und
gegen Wladimir Putin als angebli-
chen Anstifter des Nervengiftatten-
tats gestellt. Sie hielten sich jedoch
von dem maßlosen Angriff des bri-
tischen Außenministers Boris John-
son zurück, der den wiedergewähl-
ten russischen Staatschef und die
bevorstehende Fußball-WM mit Hit-
lers Olympiade 1936 verglich; Hel-
mut Kohls notorische Gleichsetzung
von Michail Gorbatschow und Jo-
seph Goebbels lässt grüßen. Nach
Johnsons Brexit-Lügen (»350 Milli-
onen Pfund pro Woche werden nach
dem Brexit für den nationalen Ge-
sundheitsdienst frei« oder »Die Tür-
kei tritt bald der EU bei und 76 Mil-
lionen Türken stehen damit den
Engländern ins Haus«) wirkt dessen
Glaubwürdigkeit jedoch ziemlich
angekratzt.
Damit dürfte May zwar warme

Worte von den Partnern bekom-
men, aber weitere Wirtschafts-
sanktionen, zumal gezielte Maß-
nahmen gegen Putin-Freunde im
europäischen Ausland, bleiben eher
unwahrscheinlich.
Zumal Mays Konservative Partei

von russischen Oligarchen bisher
810 000 Pfund als Spenden gesam-
melt hat, darunter 160 000 für ein
Tennisspiel von Lubov Chernuk-
hin, Frau eines ehemaligen Putin-
Ministers – ausgerechnet gegen den
Russenfresser Johnson selbst. Geld
stinkt den Tories nicht, auch wenn
es den Russen bei dubiosen Priva-
tisierungen gestohlen wurde. Da-
her werden die EU-Staatschefs bei
aller öffentlichen Unterstützung
May unter vier Augen wohl auf-
fordern, lieber vor der eigenen Tür
zu kehren.

ANZEIGE

www.dielinke-europa.eu

„Fairer Handel muss die Normalität werden! Setzen wir uns 
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